
 
 

 

Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, 

Energie und Kommunikation UVEK 

 

Bern,       

Adressat/in: 
die Kantonsregierungen 

Bundesbeschluss über einen Zusatzkredit für die Finanzierung von Vorhaben 
zur Erneuerung der strassenseitigen Autoverlade-Infrastruktur; 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 

Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Regierungsmitglieder 

Der Bundesrat hat am 3. Juni 2022 das UVEK beauftragt, bei den Kantonen, den poli-
tischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft 
und den interessierten Kreisen zum Bundesbeschluss über einen Zusatzkredit für die 
Finanzierung von Vorhaben zur Erneuerung der strassenseitigen Autoverlade-Infra-
struktur ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. 

Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 30. September 2022. 

Die drei Autoverlade von nationaler Bedeutung (Lötschberg, Vereina, Furka) arbeiten 
heute teilweise kostendeckend, dies allerdings nur dank dem Umstand, dass wesent-
liche Investitionen in der Vergangenheit à fonds perdu erfolgten, es sind also keine 
Investitionsfolgekosten zu tragen. Bei der Frage, ob dieses System aufrechterhalten 
werden soll, wurden Vergleiche mit ähnlichen Bereichen angestellt. Der Bundesrat 
kommt zum Schluss, dass die Finanzierung anzupassen ist. 

Das Rollmaterial der Autoverlade soll künftig so wie im regionalen Personenverkehr 
fremdfinanziert werden. Sofern für den Betrieb eines Autoverlads ungedeckte Be-
triebskosten zu erwarten sind, kann eine jährliche Betriebsabgeltung vereinbart wer-
den. Die strassenseitige Infrastruktur soll wie bisher aus zweckgebundenen Strassen-
mitteln (Spezialfinanzierung Strassenverkehr) finanziert werden. Die eisenbahnseitige 
Infrastruktur kann aus dem Bahninfrastrukturfonds finanziert werden. Der Autoverlad 
entrichtet für deren Benutzung die üblichen Trassenpreise.  

Das Parlament hat Ende 2018 einen Verpflichtungskredit in der Höhe von 60 Millio-
nen Franken bewilligt, da die Autoverladeanlagen und das eingesetzte Rollmaterial in 
den kommenden Jahren einen sehr hohen Erneuerungsbedarf aufweisen und die Un-
ternehmen die anstehenden Investitionen nicht oder nur sehr beschränkt mit Eigen-
mitteln finanzieren können. Die Mittel des Verpflichtungskredits Investitionsbeiträge 
Autoverlad 2019 in der Höhe von 60 Millionen sind per spätestens Ende 2021 ver-
pflichtet. Das BAV hat deshalb anfangs 2020 bei den Betreiberinnen den Mittelbedarf 
für die ab 2022 laufenden Erneuerungen erhoben. Diese Erhebung hat einen zusätzli-



 

 

 

2/2 

chen Bedarf von 140 Millionen ergeben. Davon entfällt der grösste Teil auf Rollmate-
rial. Ein Zusatzkredit zum Verpflichtungskredit ist nur für Investitionen in die strassen-
seitige Infrastruktur vorzusehen, wofür 40 Millionen ausreichend sind. 

Mit dem vorliegenden Kreditbeschluss soll die Finanzierung von weiteren Erneue-
rungsvorhaben der strassenseitigen Autoverlade-Infrastruktur mittels Gewährung von 
Investitionsbeiträgen nach Artikel 18 MinVG in der Form eines Zusatzkredites zum 
laufenden Verpflichtungskredit Investitionsbeiträge Autoverlad 2019 sichergestellt 
werden.  

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse: 
Vernehmlassungen laufend (admin.ch). 

Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine 
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den:  

Elektronische Zustelladresse für Stellungnahmen. 
finanzierung@bav.admin.ch  

Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen Frau Petra Breuer, Co-Sekti-
onschefin Schienennetz, Tel. 058 46 380 13 zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 
Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr,  
Energie und Kommunikation UVEK 

Simonetta Sommaruga 

 


